
Die Bundestagsfraktionen von 
CDU/CSU und SPD wollen das 

Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb 
(UWG) nachbessern, um unerlaubte 
Call-Center-Anrufe effektiver bekämp
fen zu können. „Das gegenwärtige 
Gesetz ist völlig wirkungslos“, sagt die 
verbraucherpolitische Sprecherin der 
Unionsfraktion, Julia Klöckner (CDU). 
Der Grund: Das Gesetz verbiete zwar, 
dass Werbetreibende Verbraucher 
ohne deren vorherige Erlaubnis (Opt-
in) anrufen. Allerdings werde dieses 
Verbot nicht als Ordnungswidrigkeit 
eingestuft, so dass keine Bußgelder ver-
hängt werden könnten. Der angerufene 
Kunde habe somit nur die Möglichkeit, 
über einen Verbraucherschutzverband 
Klage einzureichen. 

„Wenn etwas verboten ist, ohne 
dass es bußgeldbewährt ist, haben Sie 
kaum Chancen, etwas zu machen“, 
sagt der SPD-Abgeordnete Manfred 
Zöllmer. Er kündigte einen 
Vorstoß in Bezug auf die Ab-
schöpfung von so genannten 
Unrechtsgewinnen an. Das 
UWG biete zwar schon die 
Möglichkeit der Gewinn- 
abschöpfung, allerdings sei sie noch an 
einen Vorsatz geknüpft. „Wir müssen 
prüfen, ob wir diese Schwelle deut-
lich senken können“, sagt Zöllmer. Er 

werde bei den federführenden Juristen 
darauf drängen, so schnell wie möglich 
etwas in dieser Richtung zu unterneh-
men. Es gebe auch Überlegungen, ei-

nen entsprechenden Passus 
im Telemediengesetz unter-
zubringen. 

Unklar sei auch noch die 
Höhe des Bußgeldes. „Das 
muss ein Strafmaß sein, 

dass diejenigen, die sich nicht um das 
Verbot kümmern, sehr empfindlich 
getroffen werden, damit sie sich in 
Zukunft darum kümmern“, sagt Zöll-

mer. Möglicherweise wird die Summe 
vom Umsatz des Beklagten abhängig 
gemacht. 

Dass solche Bußgelder nur schwer 
durchzusetzen sind, da die meisten 
unseriösen Anrufer im Ausland sitzen 
oder ihre Nummer unterdrücken, be-
streitet Zöllmer gar nicht. Die Politik 
müsse den Bürgern daher ganz klar 
sagen, dass man „dieses Unwesen nicht 
völlig ausrotten“ könne. „Es ist aber 
ganz wichtig, erst einmal ein Zeichen 
zu setzen“, so Zöllmer. 

» Seite 20, Kommentar auf Seite 3
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ONE ONE
CRM-Projekte mit Seele
Verbände und Unternehmen 
setzen bei der Kundenbindung 
auf das  „Wir“-Gefühl. Technik 
ist dabei das Mittel zum Zweck.

» Seite 6 bis 11

S & J mit neuen Chefs 
Eine neue fünfköpfige Führungs-
crew soll Springer & Jacoby nach 
der Avantaxx-Übernahme wieder 
nach oben bringen.

» Seite 16

Meetic: Verliebt in Online-Werbung 
Das Portal ist der reichweitenstärks-
te Online-Werber der deutschen 
Dating-Branche. Das ergab das aktuelle 
Ranking von Nielsen-Netratings. 

 » Seite 19

Post baut Briefgeschäft um
Die Deutsche Post strukturiert 
ihr Briefgeschäft um und 
besetzt mehrere Schlüsselposi-
tionen neu.

» Seite 13

UWG erneut auf dem Prüfstand: SPD und Union 
planen Bußgeld für unseriöse Call-Center

Opposition noch skeptisch / DDV lehnt Sanktionen strikt ab / Verbraucherschützer fordern Befugnisse für Netzagentur 

Signal des Aufbruchs
Blick auf den Versandhandelskongress

Ich habe persönlich den Eindruck 
gewonnen, dass von dem Ver-

sandhandelskongress 2006 ein Auf-
bruchssignal ausgegangen ist“, sagt 
Otto-Vorstandssprecher Dr. Rainer 
Hillebrand im Interview mit ONE-
toONE. Es sei deutlich gemacht wor-
den, „dass der Distanzhandel eine 
Einkaufsform der Zukunft mit gro
ßen Wachstumspotenzialen ist“. Für 
viele Kongressbesucher standen daher 
Erfolgsgeschichten von Newcomern 
im Mittelpunkt. Doch in Wiesbaden  
waren auch kritische Töne zu hören 
– von verpassten Chancen und not-
wendigen Umstrukturierungen. 

 » Seite 12 und 24

„Das gegen- 
wärtige Gesetz 
ist völlig wir-

kungslos“

Lost in My Space
Marketingchefin Kantrowitz im Interview

Das Social-Networking-Portal My 
Space setzt bei seinem Deutsch-

landstart auf Partnerschaften und 
die Akquise exklusiver Inhalte. Diese 
sollen sich am Lebensstil der Nutzer 
orientieren. Darüber hinaus will die 
News-Corp-Tochter ihre globalen Mo-
bile-Angebote ausbauen. Unterdessen 
wird die Konkurrenz in Deutschland 
immer stärker. Neben den Internet-
größen Google, Yahoo und T-On-
line mischen mittlerweile auch die 
Senderfamilien Pro Sieben Sat 1 und 
RTL kräftig im Web-2.0-Markt mit.  
			                 » Seite 18
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PROFILER:
Unser Datenschmutzbeauftragter
Der bedirect PROFILER bereinigt Ihren B2B-Datenbestand. Er

aktualisiert, ergänzt und korrigiert fehlerhafte Adressen, enttarnt 

für Sie werbeungeeignete und risikoauffällige Empfänger – 

und sorgt für eine permanente Pfl ege Ihrer Kundendaten.

Jetzt kostenlos anfordern: 
Unsere Produkt-Informationen: 
S 0 52 41 / 80 45 - 6 14  
X 0 52 41 / 80 45 - 6 91  

U profi ler@bedirect.de

Verursacher unerwünschter Telefonwerbung

 Quelle: Verbraucherzentrale NRW, Erhebungszeitraum August bis September 2006                                             © ONEtoONE 12/06   

Unerlaubtes Telemarketing: Obwohl seit zwei Jahren verboten, gibt es in vielen Branchen 
immer noch so genannte Cold Calls   

Telekommunikations-
branche 38,25 %

Betreiber von Lotto- und 
Gewinnspielen 21,75 %

Finanzdienstleistungen 5,5 %

Zeitungs- und Zeitschrif-
tenabonnements 5,25 %

Reisen 3,75 %

Sonstige 25,5 %

Anteil schriftlicher Beschwerden 
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SPD und Union planen Bußgeld für unseriöse Call-Center
Opposition ist skeptisch / DDV lehnt Sanktionen strikt ab / Verbraucherschützer fordern Rufnummernentzug durch Bundesnetzagentur

Fortsetzung von Seite 1  
Die Opposition sieht den Vorstoß 
noch skeptisch. Nach Ansicht der 
FDP sind Selbstverpflichtungen der 
Werbebranche deutlich wirksamer 
als ein Bußgeld. „Bevor gesetzliche 
Maßnahmen erwogen werden, muss 
erst einmal abgewartet werden, wie 
Selbstverpflichtungen wirken“, sagt 
der verbraucherpolitische Sprecher 
Hans-Michael Goldmann. Das Call 
Center Forum hat gerade einen Eh-
renkodex verabschiedet, der festlegt, 
wann eine Einwilligung vorliegt. 

Mindestens ebenso wichtig wie 
eine Selbstverpflichtung ist Gold-
manns Ansicht nach eine Aufklärung 
der Verbraucher: „Es muss jedem klar 
gemacht werden, dass er unerlaubte 
Werbeanrufe nicht dulden muss und 
was er selbst aktiv dagegen tun kann.“ 
Außerdem sei es erforderlich, bei den 
Verbrauchern eine höhere Sensibilität 
beim Umgang mit persönlichen Daten 
zu wecken. 

Ulrike Höfken von Bündnis 90/Die 
Grünen geht dagegen über den Ruf 
nach spürbaren Sanktionen hinaus 
und fordert ein Recht auf Annullie-
rung von Verträgen, die durch unzu-
lässige Werbung zustande gekommen 
sind. Zusätzlich sollten die Verbrau-

cher Schadensersatz verlangen kön-
nen. „Nur dies schafft einen wirksamen 
Anreiz, auf rechtswidrige Praktiken zu 
verzichten“, sagt Höfken, die dem Aus-
schuss für Verbraucherschutz vorsitzt. 

Die Linkspartei verlangt eine Um-
kehr der Beweislast, da die Bürger 
mit der Anzeige- und Beweislast im 
Bußgeldverfahren schnell überfordert 
seien. „Es muss geprüft werden, ob die 
Werbetreibenden gegenüber dem An-
gerufenen verpflichtet werden können, 
im Voraus ihre Daten zur Rückver-
folgbarkeit offenzulegen bzw. während 
eines Gesprächs die Offenlegung auf 
Anforderung zu wiederholen“, sagt 
die verbraucherpolitische Sprecherin  
Dr. Kirstin Tackmann. 

Bundesnetzagentur soll eingreifen

Der Bundesverband der Verbrau-
cherzentralen setzt sich dafür ein, 
dass die im Telekommunikationsge-
setz festgelegten Befugnisse der Bun
desnetzagentur auf die Verfolgung 
unerwünschter Telefonwerbung aus-
gedehnt werden. „Man sollte der 
Netzagentur die Möglichkeit geben, 
wirksame Sanktionen zu verhängen, 
zum Beispiel durch Rufnummern-
entzug oder wirtschaftlich spürbare 

Geldbußen“, sagt Michael Bobrows- 
ki, Telekommunikationsreferent der 
Verbraucherschutzorganisation. 

Der Deutsche Direktmarketing Ver
band (DDV) lehnt Sanktionen den-
noch strikt ab. „Ständig neue Gesetze 

und Bußgelder zu erfinden, die hand-
werklich falsch und ordnungspolitisch 
unsinnig sind, ist kontraproduktiv“, 
sagt Vizepräsident Patrick Tapp. Statt-
dessen sollte die Regierung die euro-
päische UCP-Richtlinie umsetzen, die 
ganz deutlich belästigende Werbung 
verbiete. „Anstatt sich für eine ein-
heitliche europäische Richtlinie ein-
zusetzen, wird nun aus populistischen 
Gründen auf nationaler Ebene nach-
gefummelt“, sagt Tapp. Seiner Mei-
nung nach ist ein Bußgeld mit dem 
Wettbewerbsrecht gar nicht vereinbar. 
Begründung: Knüpft man strafrecht-
liche Sanktionen an das Wettbewerbs-

recht, greift das verfassungsrechtliche 
Bestimmungsgebot. Danach muss der 
Einzelne die Möglichkeit haben, sein 
Verhalten auf die Rechtslage einzu-
richten und die Tragweite des Straf-
tatbestands zu erkennen. „Und daran 
fehlt es bei der unzumutbaren Beläs-
tigung“, sagt Tapp. Außerdem bezwei-
felt der Call-Center-Experte, dass bei 
Belästigung ein strafwürdiges Unrecht 
vorliegt. Der DDV setze sich daher 
nachhaltig für eine Selbstregulierung 
der Wirtschaft ein. 

Das Bundesjustizministerium sieht 
Selbstregulierungen dagegen kritisch. 
Derartige Maßnahmen seien nicht ge-
eignet, die Belästigung in Grenzen zu 
halten, da Telefonmarketing besonders 
von aggressiv werbenden Unterneh-
men genutzt werde, die sich von einer 
Selbstkontrolle kaum beeindrucken 
ließen. Gleichsam ist es relativ unwahr-
scheinlich, dass sich das Ministerium 
der Forderung nach einem Bußgeld-
katalog anschließt. Der Grund: Jus-
tizministerin Brigitte Zypries ist nach 
wie vor der Meinung, dass das UWG 
einen „wirksamen Schutz“ gegen Be-
lästigungen aus Call-Centern biete. 
Verbraucherschutzminister Horst See-
hofer (CSU) prüft dagegen die Reali-
sierungschancen von Strafen. brö

Manfred Zöllmer: 
„Man kann dieses 
Unwesen nicht 
völlig ausrotten“

„Pioniere haben die Pfeile im Rücken“
Agnitas-Vorstand Martin Aschoff zieht eine erste Bilanz seines Open-Source-Projekts Open EMM

Im Juli startete der Münchner  
E-Mail-Marketer Agnitas die welt-

weit erste professionelle E-Mail-Mar-
keting-Lösung auf Open-Source-Basis. 
Unternehmen können damit E-Mail-
Marketing-Kampagnen aufsetzen, 
durchführen, verwalten und auswer-
ten. ONEtoONE sprach mit Agni-
tas-Vorstand Martin Aschoff über die 
Resonanz im Markt, die Motivation 
für dieses Projekt sowie über mögliche 
Trittbrettfahrer. 

Vor vier Monaten stellten Sie Open 
EMM ins Netz. Wie lautet die erste 
Bilanz?
Am Anfang hatten wir nur Zugriffe 
aus Deutschland, Österreich und der 
Schweiz. Inzwischen kommen drei 
Viertel der Zugriffe aus dem Aus-
land, insgesamt aus über 80 Ländern. 
Wir verzeichnen konstant über 1.000 
Downloads im Monat. Außerdem ge-
nerieren wir eine zufriedenstellende 
Anzahl von Leads. Täglich bekommen 
wir Anfragen von Unternehmen, die 
das Programm benutzen und kosten-
pflichtige Services anfordern. Da es die 
Endversion erst seit zwei Monaten gibt, 
ist das eine sehr erfreuliche Entwick-
lung. Wir machen aber keine Angaben 

über die Konversionsrate. Ich kann 
jedoch schon sagen, dass uns durch 
Open EMM keine zahlenden Kunden 
verloren gegangen sind.

Warum macht Agnitas so etwas 
überhaupt?
In erster Linie, um die Kundenbasis 
zu verbreitern. Wir haben zurzeit nur 
Großunternehmen als Kunden. Dem 

Mittelstand konnten wir bisher kei-
ne Lösungen anbieten. Open EMM 
war ein Weg, um in diesen Markt 
hineinzukommen. Zweiter Punkt ist 
die Internationalisierung: Wir haben 
nicht Millionen Euro zur Verfügung, 
um ausländische Niederlassungen zu 
eröffnen. Aber durch Mund-zu-Pro-
paganda spricht sich das auch herum. 
Das funktioniert definitiv. Schließlich 
haben wir im Ausland außer ein paar 
englischen Pressemitteilungen keine 
Werbung gemacht. Insofern sehe ich 
Open Source auch als eine neue Mar-
ketingstrategie an. 

Besteht nicht die Gefahr, dass die 
Konkurrenz Sie ausspioniert bzw. 
bloßstellt, wenn sie Fehler findet?
Zwei Mitbewerber haben uns bestätigt, 
dass sie das Programm heruntergela-
den haben und es sich sehr genau an-
gucken. Bislang ist aber nichts Gravie-
rendes passiert. Bugs hat jede Software. 
Ein Problem bestünde nur dann, wenn 
wir Sicherheitslücken hätten. Wir haben 
aber ganz genau draufgeguckt, bevor 
wir den Code freigegeben haben. Ich 
bin eh der Meinung, dass eine Open- 
Source-Software qualitativ besser ist 
als eine Closed Source. Schließlich gibt 

man sich besonders viel Mühe, wenn 
jeder Mitbewerber draufgucken kann. 
Außerdem ist die von uns verwendete 
Programmiersprache Java per se relativ 
sicher.

Aber besteht nicht die Gefahr, dass  
Konkurrenten abkupfern?
Wir müssen damit leben, dass wir 
für die anderen Entwicklungsabtei-
lungen eine Art Steigbügelhalter sind. 
Aber wir setzen lieber den Trend, 
als dass wir uns bei anderen den  
Source-Code angucken müssen.  
Pioniere haben bekanntlich die Pfeile 
im Rücken. Es ist jedoch immer noch 
besser, vornewegzurennen als jeman-
dem hinterherlaufen zu müssen. 

Bekommen User, die Bugs finden, 
kostenpflichtige Services umsonst?
Nein, die Belohnung besteht darin, dass 
wir den Fehler entfernen. Daher sehe 
ich für ein Bonussystem momentan 
keine Notwendigkeit. Das könnte sich 
aber ändern, wenn wir ein Entwick-
lerprogramm starten. Dann brauchen 
wir ein Bonussystem, um die Leute zu 
motivieren. brö

» agnitas.de, openemm.org, 
sourceforge.net/projects/openemm

Martin Aschoff: „Ich sehe Open Source als 
eine neue Marketingstrategie an“



ONEtoONE 2 7 .  No vembe r  2006 | �aktuell

Erinnern Sie sich noch an das Hick- 
 hack um die Novelle des Gesetzes 

gegen den unlauteren Wettbewerb? 
Mehr als zwei Jahre lang rangen die 
Parteien um jede Formulierung. Mehr-
mals mussten Bundestag 
und Bundesrat über das 
Gesetz entscheiden. Der von 
der Opposition angerufene 
Vermittlungsausschuss kam 
zu keinem Ergebnis. Letzt-
endlich setzten sich SPD und 
Grüne (ONEtoONE.de vom 
18.06.04) per Kanzlermehr-
heit durch. 

Zwei Jahre später fällt den 
damaligen Akteuren plötzlich auf, dass 
die Novelle gar nichts bringt. Begrün-
dung: Die meisten unseriösen Anrufer 
sitzen im Ausland oder unterdrücken 
ihre Nummer. Na, so was! Hätte das 
den Politikern nicht etwas früher ein-
fallen können? Und anstatt jetzt einfach 
zuzugeben, dass man damals Murks 
gebaut hat, und einzusehen, dass man 
eine ganz neue Regelung braucht, dok-
tern CDU und SPD weiter am toten 
Patienten herum.

Dabei liegt die Lösung so nah: Die 
verantwortlichen Politiker müssten le-
diglich die europäische UCP-Richtlinie 
umsetzen, die belästigende Werbung 
bereits verbietet. Eine strenge und von 

der europäischen Entwicklung abge-
koppelte Gesetzgebung birgt dagegen 
die Gefahr einer Wettbewerbsverzer-
rung, da sich unseriöse Call-Center 
häufig die Länder als Standort aussu-

chen, in denen die liberalste 
Gesetzgebung herrscht. 

Die von fast allen Parteien 
befürwortete Einführung 
von Bußgeldern würde da-
gegen nichts an den derzei-
tigen Missständen ändern. 
Wer heute vor dem Akquise-
Instrument Cold Calls nicht 
zurückschreckt, wird dies 
auch nach einer UWG-Än-

derung nicht tun. Dazu kommt, dass 
viele Juristen der Ansicht sind, dass ein 
Bußgeld mit dem Wettbewerbsrecht 
gar nicht vereinbar ist. Das heißt: Die 
Novelle der Novelle wird früher oder 
später eh von einem Gericht kassiert.

Die Politiker entlarven sich damit 
als reine Populisten. Wenn die Wogen 
besonders hoch schlagen, verabschie-
den sie Hals über Kopf eine Regelung, 
die die Gemüter zwar erst einmal beru-
higt, aber – genauer betrachtet – wir-
kungslos ist. Die Parteien sollten daher 
schnell auf eine europäische Lösung 
umschwenken. Sonst heißt es in zwei 
Jahren wieder: Das UWG muss geän-
dert werden.  

Kommentar

UWG Reloaded

Nach Google ist jetzt auch Yahoo 
in das Geschäft mit Zeitungsan-

zeigen eingestiegen. Der US-Konzern 
vereinbarte eine Kooperation mit 
einem Konsortium, das 176 lokale 
US-Tageszeitungen umfasst. Inhalt 
der Partnerschaft ist die gemeinsame 
Nutzung von Inhalten, Werbung und 
Technologie. In der ersten Phase wer-
den die Zeitungen die Jobanzeigen 
auf Yahoos Jobportal Hotjobs schal-
ten sowie die von Hotjobs verwendete 
Technologie für ihre eigenen Karriere-
Websites nutzen. Langfristiges Ziel der 
Zusammenarbeit ist es, den Inhalt der 
Lokalzeitungen in die Yahoo-Suche zu 
integrieren. Der Leser erhält so einen 
größeren Nutzen, und für die Werbe-
kunden wird der Wert des Mediums 
erhöht. Für Deutschland sind ähnliche 
Kooperationen bisher nicht geplant. 

Drei Wochen zuvor hatte Konkur-
rent Google eine Werbekooperation 
mit über 50 großen US-Tageszeitungen 
verkündet. Drei Monate lang können 
rund 100 ausgewählte Kunden über 
das Internet Werbeplätze in 50 gro-
ßen US-Zeitungen wie der „New York 
Times“ buchen. Sollte der Test erfolg-
reich sein, will Google das Werbemo-
dell allen Kunden anbieten. brö

» yahoo.com, google.com

Yahoo setzt auf Print
Internetkonzern kooperiert mit Zeitungen

Bert Rösch ist Redak-
teur von ONEtoONE 

Highlight

Wer es schon einmal erlebt hat, kennt das schlimme Gefühl, wenn das 
Haustier verschwunden ist. Für manchen bleibt da die einzige Mög-

lichkeit, Suchanzeigen an den Bäumen der Umgebung anzubringen. Eine 
bessere Alternative ist aber, seinen Liebling mit einem Chip auszustatten 
und bei Tasso zu registrieren. Allerdings weiß noch nicht jeder Tierbesitzer 
von der Möglichkeit. Und genau das wollte das zentrale Haustierregister 
mit der Kampagne ändern.
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Face 2 Face in Bad Hom­
burg entwickelte den 
kommunikativen Auftritt 
für Tasso e.V., damit der 
Verein intensiver mit 
seiner Zielgruppe in den 
Dialog treten kann

Karstadt Quelle Finanz Service 
(KQFS) will sein Beratungsange-

bot bis zum Jahr 2009 fast verdreifa-
chen. „Wir werden unseren Berater-
stamm innerhalb der nächsten drei 
Jahre von derzeit 150 auf bis zu 400 
ausbauen“, sagte Dr. Mathias Büh-
ring-Uhle, Sprecher der KQFS-Ge-
schäftsführung.

Das Joint Venture von Karstadt 
Quelle und der Ergo Versicherungs-
gruppe steigerte die Zahl seiner Kun-
den in den ersten Monaten dieses 
Jahres um 13 Prozent auf mehr als 
750.000. Derzeit schließt KQFS pro 
Woche mehr als 14.000 Verträge ab. 
Das Beitragsvolumen erhöhte sich 
im Vergleich zum Vorjahr um 28 Pro-
zent. Seit der Gründung im Jahr 2002 
konnte KQFS im Umfeld von Waren-
haus und Versandhandel rund vier 
Millionen Anträge vermitteln. te

» kqfs.de

Finanz Service boomt
Karstadt Quelle erweitert Angebot

Nachrichten

Microsoft ernennt Chef für 
weltweites Online-Marketing 
Chris Dobson übernimmt bei der 
Microsoft Online Services Group die 
Position des Vice President Global 
Sales. Er ist damit für das weltweite 
Anzeigengeschäft des kürzlich einge­
führten Netzwerks Microsoft Digital 
Advertising Solutions zuständig. Dieses 
umfasst die Vermarktung von MSN, 
Windows Life, Office Online, Office 
Live, Microsoft.com, Xbox, Microsoft 
TV, mobilen Inhalten und des In-Game-
Vermarkters Massive. Dobson war in 
den letzten fünf Jahren als General 
Manager Digital Marketing Sales and 
Trade Marketing für den internationa­
len Bereich von MSN verantwortlich. 

» microsoft.com

DMVÖ: Böhringer löst  
Geschäftsführer Hamberger ab 
Louisa Böhringer ist neue Geschäfts­
führerin des österreichischen 
Direktmarketingverbands DMVÖ. Sie 
folgt auf Sepp Hamberger, der zum 
Jahresende in den Ruhestand geht. 
Böhringer ist seit 1996 im DMVÖ-Vor­
stand aktiv, seit 1999 als Vizepräsiden­
tin. Die 39-Jährige wird auch künftig 
die Öffentlichkeitsarbeit des Verbands 
betreuen. 

» dmvoe.at

Gericht: Internet-Einwilligung für  
Telefonwerbung ist unwirksam 
Auf Online-Formularen erhobene 
Einwilligungen für uneingeschränkte 
Telefonwerbung sind nicht rechtmä­
ßig. Das hat das Landgericht Köln in 
einem aktuellen Urteil (AZ 11 L 66/06) 
entschieden. Im konkreten Fall war die 
Einwilligung nach Ansicht der Richter 
allein deshalb unwirksam, weil aus der 
Formulierung „Der Nutzer erklärt sich 
damit einverstanden, dass seine Anga­
ben für Marketingzwecke verwendet 
werden dürfen und er per Post, Telefon, 
SMS oder E-Mail interessante Informa­
tionen erhält“ nicht klar hervorgehe, in 
welchem Umfang der Nutzer einwilli­
ge. Zum anderen fehle die erforderliche 
ausdrückliche Einwilligung, da die 
Erklärung im vorliegenden Fall in den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
„versteckt“ worden sei.

» justiz.nrw.de

Bunny Dollars: „Playboy“ 
startet Bonusprogramm
Die Männerzeitschrift „Playboy“ hat 
ein Bonusprogramm ins Netz gestellt. 
Mit Hilfe der so genannten Bunny Dol­
lars kann nachvollzogen werden, wie 
die Leser die Angebote des „Playboy“ 
nutzen. Playboy Deutschland Publishing 
nutzt dafür die Software-Plattform des 
Dialogmarketing-Dienstleisters Agnitas 
in München.

» bunnydollar.de,  
playboy.de, agnitas.de

Dr. Mathias Büh-
ring-Uhle: 
seit vier Jahren 
mit Beratung auf 
Erfolgskurs  
(Foto: Karstadt 
Quelle AG)




